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Ökonomische	und	politische	Krise	

• Ungleichheit	von	Einkommen	und	Vermögen
• Wirtschafts- und	Finanzkrise	im	Euroraum
• Rigide	Finanzpolitik	verschärft	soziale	Folgen
• Handelspolitik	dereguliert	globale	Märkte.	
• Deregulierter	Arbeitsmarkt	verstärkt	
Ungleichheit.

• Kriege	sind	Haupt-Fluchtursache.
• Politischer	Rechtsruck	in	sehr	vielen	Staaten.



Demokratie	in	Gefahr

Mächtige	Multinationale	Unternehmen	
steigern	ihre	ökonomische	Macht	und	
verstärken	zugleich	ihren	politischen	Einfluss
• zur	Gestaltung	der	Regulierungssysteme,	
• der	Wirtschaftspolitik	und	
• der	Steuersysteme	nutzen.	
Das	Ergebnis	ist	ein	geschwächter	Staat,	der	
den	Interessen	Weniger	dient,	statt	die	vielen	
Menschen	zu	schützen.



Rechtsextreme	profitieren
von	Finanzkrisen

Systematische	Auswertung	von	Wahlergebnissen	von	
800	Wahlen	in	20	Industrieländern	seit	1870	zeigt:
• Politische	Unsicherheiten	nehmen	nach	
Finanzkrisen	stark	zu

• Rechte	Rhetorik	wirkt	anziehend
• Minderheiten	oder	Ausländern	wird	die	Schuld	
zuschrieben

• Im	Durchschnitt	erhöhen	rechtsextreme	Parteien	
ihren	Stimmenanteil	nach	einer	Finanzkrise	um	
30%.	

https://papers.ssrn.com/sol3/Papers.cfm?abstract_id=2688897 (2015)



Rechtsextreme	Parteien	in	Europa
Partei,	Land Stimmenanteil Regierungsbeteiligung

Fidesz,	Ungarn	 (49,3%)	 Regierungsbeteiligung
PiS,	Polen	 (37,6%) Regierungsbeteiligung
SVP,	Schweiz	 (29,4%)	 Regierungsbeteiligung
FPÖ,	Österreich	 (26,0%)	 Regierungsbeteiligung
DF,	Dänemark (21,2%) Regierungstolerierung
PeruS,	Finnland	 (18,4%)	 Regierungsbeteiligung
SD,	Schweden	 (17,6%) ?
LN,	Italien	 (17,4%)	 Regierungsbeteiligung
FrP,	Norwegen	 (15,3%)	 Regierungsbeteiligung
RN,	Frankreich	 (13,2%)
PVV,	Niederlande	(13,1%)
AfD,	Deutschland	(12,6%)
Rechtsextreme	Regierungsbeteiligungen	außerdem	auch	in	
Lettland,	Slowakei,	Griechenland,	Bulgarien



Rechte	Regierungspolitik	in	Polen

2015:	Gericht	verbietet	Bergarbeiter-Streik
2016:	Mediengesetz	formt	„Patriotische	
Medien“	unter	Kontrolle	der	Regierung	
2017:	„Justiz-Reform“		vertreibt	liberale	Richter
2017:	Europäisches	Parlament	untersucht	
Verletzung	der	Grundwerte
2018:	„Hochschul-Reform“	soll	akademische	
Selbstverwaltung	beseitigen.



Rechte	Regierungspolitik	in	Polen

EU-Kommission	leitet	gegen	Polen	vor	dem	
EuGH	ein	Verfahren	wegen	Verstoß	gegen	den	
Grundsatz	der	richterlichen	Unabhängigkeit	ein.
Hintergrund:	Durch	Herabsetzung	des	Pensionsalters	
für	Richter	am	Obersten	Gericht	von	70	auf	65 Jahre	
werden	27	der	72	derzeit	amtierenden	Richter	
zwangsweise	in	den	Ruhestand	geschickt.	Diese	
Maßnahme	gilt	auch	für	die	Erste	Präsidentin	des	
Obersten	Gerichts,	deren	Amtszeit	– laut	polnischer	
Verfassung	sechs	Jahre – vorzeitig	beendet	würde.

24.	September	2018	http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-5830_de.htm



Rechte	Regierungspolitik	in	Ungarn

2013:	Verfassungsänderung	beschränkt	
Demokratie	und	Rechtsstaat
2015:	Ausbau	der	Grenzbefestigungen,	
Militäreinsatz	im	Inneren	wird	möglich
2016:	Lukács-Archiv wird	geschlossen
2018:	Beschneidung	von	Presse- und	
Meinungsfreiheit,	rechtsstaatlichen	Grundsätzen,	
Einschränkungen	der	Meinungs-,	Forschungs- und	
Versammlungsfreiheit,	Schwächung	des	
Verfassungs- und	Justizsystems



EU-Parlament:
Ungarn	verletzt	EU-Grundwerte

(1)	Funktionsweise	des	Verfassungs- und	des	Wahlsystems;
(2)	Unabhängigkeit	der	Justiz	und	anderer	Institutionen	sowie	die	Rechte	
der	Richter,
(3)	Korruption	und	Interessenkonflikte,
(4)	Privatsphäre	und	Datenschutz,
(5)	Recht	auf	freie	Meinungsäußerung,
(6)	Akademische	Freiheit,
(7)	Religionsfreiheit,
(8)	Vereinigungsfreiheit,
(9)	Recht	auf	Gleichbehandlung,
(10)	Rechte	von	Personen,	die	einer	Minderheit	angehören,	einschließlich	
Roma	und	Juden,	und	den	Schutz	vor	hetzerischen	Äußerungen,	die	gegen	
diese	Minderheiten	gerichtet	sind,
(11)	Grundrechte	von	Migranten,	Asylsuchenden	und	Flüchtlingen,
(12)	wirtschaftliche	und	soziale	Rechte.



AfD	in	der	Metamorphose

ROSENMONTAG	2016	IN	DÜSSELDORF	- FOTO:	KÜRSCHNER	/	PUBLIC	DOMAIN

(2016)(2013) (2017)



AfD	– Mitglieder,	Mandate,	...

Mitgliederzahl:	31.000	(davon	16%	Frauen,	2018)
Wähler*innen:	5.878.115	(Zweit-Stimmen,	2017)
Stimmenanteil	bundesweit:	12,6%	(2017)
Bundestagsfraktion	94	MdBs	(gewählte)
Landtagsmandate	186	(gewählte)
Kommunalmandate	1285	
Umfragewerte	aktuell:	18%	(09/2018)



Politisches	Profil	der	AfD

• EU-Skepsis
• völkischer	Nationalismus
• Nationalkonservatismus	
• Rechtspopulismus	
• Antifeminismus	
• Wirtschaftsliberalismus
• Chemnitz:	Auf	der	Straße	im	Verbund	mit	
gewaltbereiten	Neonazis	



Ängste	der	AfD-Wähler*innen



Ressentiments	gegen	Geflüchtete



Infratest	Dimap:

„Die	15	wichtigsten	politischen	Probleme	in	Deutschland“



Überzeugung	und	Protest



Bewusste	Entscheidung

„Wer	AfD	wählte,	konnte	wissen,	was	er	oder	sie	
tat.	Es	führt	nun	kein	Weg	mehr	an	der	Tatsache	
vorbei,	dass	es	eine	Minderheit	in	der	Bevölkerung	
gibt,	die	einen	grundlegenden	politischen	
Kurswechsel	in	Richtung	Nationalismus	usw.	
unterstützt.	Diese	Deutsch-Nationalen	und	
Wertkonservativen	hat	es	zwar	immer	in	der	
Gesellschaft	gegeben,	nicht	aber	als	eigenständige	
politische	Formation	mit	einer	eigenen	Dynamik.“

Quelle:	Rosa-Luxemburg-Stiftung,	Horst	Kahrs



Björn	Höcke (AfD-Thüringen)	zur	
deutschen	Geschichte

• „...	wir	Deutschen,	also	unser	Volk,	sind	das	
einzige	Volk	der	Welt,	das	sich	ein	Denkmal	
der	Schande	in	das	Herz	seiner	Hauptstadt	
gepflanzt	hat.“	

• Deutschland	müsse	eine	
„erinnerungspolitische	Wende	um	180	Grad“	
vollziehen.

Rede	am	17.	Januar	2017,	Dresden



AfD-Parteisprecher	Gauland

• „Wir	werden	sie	jagen“
• "Wir	werden	uns	unser	Land	und	unser	Volk	
zurückholen."

• ...	den	Fußballspieler	Jerome	Boateng	nicht	
als	Nachbarn	

• ....	die	frühere	Integrationsbeauftragte	Aydan
Özoguz „in	Anatolien	entsorgen“

• „Hitler	und	die	Nazis	sind	nur	ein	Vogelschiss	
in	über	1000	Jahren	erfolgreicher	deutscher	
Geschichte.“



Angriffe	auf	Journalisten

• „Schnapp	dein	Mikro	und	verschwinde!“
• „Scheiß-Lügenmedien!“
• „Halts	Maul!“
• „Pack	dein	Zeug	und	verschwinde!“
• „Ihr	sollt	Euch	mit	Euren	scheiß	Kameras	
verpissen.	Wir	brauchen	Euch	hier	nicht.“



Völkisch-autoritärer	Populismus	arbeitet	
mit	antidemokratischer	Sprache

• „Wir	sind	das	Volk“
• „Umvolkung“
• „Gegen	die	Tyrannei	der	Eliten	und	
Gutmenschen“
• „Lügenpresse“



Politische	Gleichschaltung

• Schule	soll, zu	einer	„gefestigten	
Nationalidentität“	erziehen.	(Wahlprogramm	der	
AfD	Sachsen-Anhalt)

• Lehrkräfte	will	die	AfD	durch	einschüchtern,	
wenn	sie	AfD-kritische	Veranstaltung	
unterstützen.	

• AfD-Meldeportale	für	Denunzianten	gegen	
kritische	Lehrer*innen

• „Wenn	wir	kommen,	dann	wird	aufgeräumt,	dann	
wird	ausgemistet!“	(Markus	Frohnmeier,	AfD)

• „Diese	Verbrecher	gehören	auf	die	Anklagebank	
wegen	Volkshetze!“



Was	tun	gegen	den	Rechtstrend!
In	der	ver.di-Arbeitsgruppe	mitarbeiten:
https://bb.verdi.de/themen/gegen-rechtsextremismus

Fit	machen	für	Gespräche	am	„Stammtisch“
https://www.aufstehen-gegen-rassismus.de/kampagne/stammtischkaempferinnen/

Informiert	bleiben:
https://rechtsaussen.berlin/
https://www.apabiz.de/
https://berlin.vvn-bda.de/

Aktuelles	Sachbuch	mit	vielen	sehr	guten	Beiträgen	zum	Thema:	
Alexander	Häusler	(Hrsg.),	Völkisch-autoritärer	Populismus,	
Der	Rechtsruck	in	Deutschland	uns	die	AfD	(VSA	Verlag	Hamburg,	2018)



„Wir	lassen	nicht	zu,	
dass	Sozialstaat,	
Flucht	und	Migration	
gegeneinander	
ausgespielt	werden.	
Wir	halten	dagegen,	
wenn	Grund- und	
Freiheitsrechte	
weiter	eingeschränkt	
werden	sollen.“

Demo	am	13.	Oktober	um	12	Uhr	am	Alex


